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Vorblatt 


Festsetzung der Beteiligungsquote zur Finanzierung 
des Baues von Sportanlagen für die 
Olympischen Spiele 1972 

(Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Der Bund, der Freistaat Bayern, das Land Schleswig-Holstein 
sowie die Landeshauptstädte Kiel und München haben verein- 
bart, daß der Bund seinen Anteil an den olympiade-bedingten 
Investitionskosten ab 1. Januar 1971 von einem Drittel auf 
50 V. H, erhöht, während sich die Belastung der anderen Kon- 
sortialpartner auf jeweils 25 v. H. verringert. Die Umverteilung 
ist zum 1. Januar 1971 noch nicht vorgenommen worden, so daß 
die Differenz zwischen dem bisherigen und dem erwarteten 
Bundesanteil von den anderen Konsortialpartnern vorfinanziert 
wird. 


B. Lösung 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Hälfte der 
olympia-bedingten Investitionskosten ab 1. Januar 1971 zu 
übernehmen. 

2. Der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, für die wegen 
Baufortschritts erforderlichen Mehrausgaben seine Einwil- 
ligung zu erteilen. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der im laufenden Haushaltsjahr 1971 anfallende Mehrbedarf 
von schätzungsweise 52 Millionen DM wird im Rahmen des 
Gesamthaushalts gedeckt. 
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Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Riedl (München), Dr. Althammer, Frau Tübler, 
Geisenhofer und der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1971 

hier: Einzelplan 06 Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Innern — Drucksachen VI/ 1100 Anlage, 

VI/1736 — 

— Umdruck 149 (neu) — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Säckl 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Zuschuß- 
gewährung des Bundes zum Bau von Sportanlagen und Ein- 
richtungen für die Spiele der XX. Olympiade 1972 in Mün- 
chen und Kiel vorbehaltlich einer endgültigen Entscheidung 
über die Folgekosten entsprechend der Vereinbarung in 
dem Spitzengespräch der Konsortialpartner vom 17. Dezem- 
ber 1969 zu verfahren und demnach künftig von einer 
Kostenverteilung in Höhe von 50 v. H. für den Bund und 
von je 25 v. H. für den Freistaat Bayern bzw. das Land 
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Schleswig-Holstein und die Landeshauptstadt München bzw. 
die Stadt Kiel auszugehen. 

2. Der Bundestag nimmt Kenntnis von der Mitteilung des 
Bundesministers der Finanzen, daß er beabsichtige, im Jahre 
1971 wegen des zügigen Fortschritts der Olympiabauten 
erforderlich werdenden Mehrausgaben seine Einwilligung 
nach § 37 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 6 BHO zu erteilen. 

Bonn, den 11. März 1971 

Der Haushaltsausschuß 

Leicht Säckl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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